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Betreff

Nutzungsänderung von ehemaligem Call-Center in ein Freizeit- und 
Event-Center in Köthen (Anhalt), Bahnhofsplatz 8/9 

Beratungsfolge

Nr. Gremium Ist-Termin Ergebnis

1 22.04.2010: Bau- und Umweltausschuss 22.04.2010 laut BV

Mitzeichnungspflicht

Person Unterschrift Datum

Frau Rauer 13.04.2010

Beschlussentwurf

Der Bau- und Umweltausschuss beschließt, dem Vorhaben „Nutzungsänderung von 
ehemaligem Call-Center in ein Freizeit- und Event-Center in Köthen (Anhalt), Bahnhofsplatz 
8/9" entsprechend § 34 BauGB planungsrechtlich zuzustimmen.

Gesetzliche Grundlagen:
Baugesetzbuch



Darlegung des Sachverhalts / Begründung

Derzeit liegt der Stadt Köthen (Anhalt) die Bauvoranfrage zum Vorhaben 
„Nutzungsänderung von ehemaligem Call-Center in ein Freizeit- und Event-Center“ im 
vorhandenen Bahnhofsgebäude, Bahnhofsplatz 8/9 in Köthen (Anhalt) zur 
planungsrechtlichen Überprüfung vor.

Entsprechend den Antragsunterlagen ist durch den Antragsteller vorgesehen, in den 
entsprechenden Räumlichkeiten im Erdgeschoss des Bahnhofsgebäudes, in welchem sich 
vormals u. a. ein Call-Center und die „Mitropa“ befanden, ein Freizeit- und Event-Center zu 
betreiben. Hierbei sollen in zwei Bereichen jeweils 12 Geldspielgeräte aufgestellt werden. 
Hinzu kommen hier noch Internet-Nutzungsmöglichkeiten, Geldwechselautomaten, 
Ausschankmöglichkeiten, sanitäre Einrichtungen sowie Personal- und Abstellräume. Die 
beiden Hauptbereiche sollen jeweils ebenfalls noch einmal in Raucher- und 
Nichtraucherbereiche getrennt werden. Ein Alkoholausschank wird hier nicht erfolgen, da 
dies in Vergnügungsstätten solcher Art aus gewerberechtlichen Gründen untersagt ist.

Da sich der Standort des geplanten Vorhabens im unbeplanten Innenbereich befindet und 
die nähere Umgebung sich auf Grund der unterschiedlichsten Nutzungsarten 
(Beherbergungsgewerbe, Wohn- und Geschäftsgebäude, Vergnügungsstätte, Einzelhandel, 
Schule u. a.) faktisch nicht in eines der Baunutzungsverordnung aufgezeigten Gebieten 
einordnen lässt, erfolgt die planungsrechtliche Beurteilung dementsprechend  ausschließlich 
nach § 34 Abs. 1 BauGB.

Hiernach ist das Vorhaben am geplanten Standort zulässig, wenn es sich hinsichtlich der Art 
und des Maßes der baulichen Nutzung, der Bauweise sowie der überbaubaren 
Grundstücksfläche in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt. Zudem muss die 
Erschließung (verkehrs- und versorgungstechnisch) gesichert sein. Auch darf das Ortsbild 
nicht beeinträchtigt und die Wohn- und Arbeitsverhältnisse nicht gestört werden.

Hinsichtlich  der Art der baulichen Nutzung hat das zu beurteilende Vorhaben bereits durch 
das im Gebäude Bahnhofsplatz 1 betriebene Tanzlokal, welches ebenfalls eine 
Vergnügungsstätte darstellt, ein Vorbild und fügt sich dementsprechend ein. Die Kriterien 
Maß der baulichen Nutzung, Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche sind im 
vorliegenden Fall nicht prüfrelevant, da hier keine Veränderungen der vorhandenen 
Bausubstanz erfolgen und somit diese Kriterien nicht berührt werden. So wirkt sich das 
Vorhaben auch nicht auf das Ortsbild aus. Auf Grund der unmittelbaren Nähe zum Bahnhof 
und der Einschränkung zum Alkoholausschank ist hier mit keinen sich erhöhenden 
Störungen der Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu rechnen. Die Erschließung des Vorhabens 
ist ebenfalls gesichert. 

Das Vorhaben fügt sich entsprechend § 34 Abs. 1 BauGB in die Eigenart der näheren 
Umgebung ein. Die planungsrechtliche Zulässigkeit ist zu bestätigen. 
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